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1. Nationalsozialismus transnational  

 

Welche Auswirkungen hatten das nationalsozialistische Recht und die Konzeptionen zur NS-

Rechtserneuerung über die Grenzen des „Dritten Reiches“ hinaus? Welche Impulse nahmen auto-

ritär regierte Staaten europaweit aus dem NS-Recht auf? In welchen Bereichen gab es Parallelent-

wicklungen oder bewusste Rezeptionen? Diese und andere Fragen waren Gegenstand der Tagung 

Nationalsozialismus in transnationaler Perspektive mit Schwerpunkt auf den deutsch-ungarischen Rechtsbeziehun-

gen am 28. und 29. März 2023 in Göttingen. Die Tagung fungierte als Abschluss des 2019 gestarte-

ten und von der Alexander von Humboldt-Stiftung finanzierten Forschungsprojekts Theorie und 

Praxis der Entrechtung in der zweiten Hälfte der Horthy-Ära im Vergleich mit dem NS-Regime zwischen den 

Universitäten Pécs und Göttingen, das von den beiden Rechtshistorikerinnen Eszter Cs. Herger und 

Eva Schumann initiiert wurde.  
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 Nach einer Begrüßung durch Eva Schumann (Göttingen) gab Dieter Pohl (Klagenfurt) in sei-

nem Vortrag Ein völkisches Europa einen Einblick in das Wesen völkischer Bewegungen in Europa 

nach dem Ersten Weltkrieg. Insbesondere stellte er heraus, dass zwar Antisemitismus ein Kenn-

zeichen jeder völkischen Bewegung gewesen sei, nicht aber jede antisemitische Gruppierung ohne 

Weiteres als völkisch eingeordnet werden könne. Ferner betonte er die Wichtigkeit der Unterschei-

dung zwischen völkisch-konservativen und faschistischen Bewegungen. Weiter machte Pohl darauf 

aufmerksam, dass für faschistische Netzwerke nicht nur offizielle Verbindungen, sondern auch 

informelle und gegebenenfalls sogar freundschaftlich gewachsene Kontakte von großer Wichtigkeit 

gewesen seien, deren Bedeutung aber in der Forschung häufig unterschätzt werde. 

Mit dem Vortrag Die ‚Neue Europäische Ordnung‘ in der japanischen Rechtsgeschichtsforschung von 

Dan Sato (Kyōto) wechselte der Fokus zur Rezeption des NS-Rechts in der japanischen Rechtswis-

senschaft, wobei der Referent als Beispiel die Arbeiten des Rechtshistorikers Satoshi Nishimoto her-

anzog. Die Bedeutung der Deutschen Rechtsgeschichte im Zusammenhang mit geopolitischen 

Zielsetzungen des NS-Regimes im Osten Europas sah Nishimoto als Möglichkeit, auch die japani-

schen Expansionsbestrebungen wissenschaftlich zu untermauern. Diese bislang kaum beachteten 

Wirkungen der NS-Rechtswissenschaft verdeutlichen die Notwendigkeit einer stärkeren Einbezie-

hung transnationaler Perspektiven in der rechtshistorischen Forschung. 

 

2. Rechtsbeziehungen zwischen dem NS- und dem Horthy-Regime 

 

Eva Schumann legte sodann in ihrem Vortrag ‘Zwischenstaatliche Zusammenarbeit der Rechtswahrer‘ – In-

teraktionen zwischen dem NS-Regime und Ungarn den Fokus auf den durch NS-Institutionen geförderten 

und gesteuerten wissenschaftlichen Austausch in Europa. In diesem Zusammenhang hob sie die 

bis 1942 durch Hans Frank geleitete Akademie für Deutsches Recht als Stätte des internationalen 

juristischen Austausches besonders hervor. Aber auch andere Einrichtungen wie die Internationale 

Akademie für Staats- und Verwaltungswissenschaften sowie die Bemühungen zur Schaffung eines 

europäischen Kontinentalrechts wurden behandelt. 

Auch in Ungarn wurde das NS-Recht mit Interesse zur Kenntnis genommen, wie sich etwa 

in einer in der Akademie für Deutsches Recht eingerichteten Arbeitsgruppe mit deutschen und 

ungarischen Wissenschaftlern zeigt. Den NS-Rechtstransfer aus ungarischer Perspektive mit Fokus auf 

dem Zivilrecht stellte Eszter Cs. Herger (Pécs) vor. Dabei ging die Referentin auf die Rezeption 

nationalsozialistischer Ideen durch ungarische Rechtswissenschaftler, auch in Bezug auf antijüdi-

sche Maßnahmen, ein. Herger betonte, dass die Arbeiten der am Rechtstransfer beteiligten Wissen-

schaftler bis heute in Ungarn kaum Aufarbeitung erfahren hätten, so wie auch insgesamt die unga-

rische Sichtweise auf den Nationalsozialismus nur wenig erforscht sei.  

Konkretes zwischenstaatliches Handeln war Gegenstand des Vortrags von Gerrit Hamann 

(Celle), der über Rechtshilfeverträge im Lichte von Krieg und Expansion – Ablauf, Motive und Protagonisten 

der deutsch-ungarischen Rechtshilfeverhandlungen 1939–1941 berichtete. Dabei verdeutlichte er, dass das 

„Dritte Reich“ im Verhältnis zu seinen Verbündeten durchaus um die Einhaltung „diplomatischer 

Gepflogenheiten“ bemüht war. Für zukünftige Forschung wäre interessant, einer eventuellen nati-

onalsozialistischen Beeinflussung dieser Abkommen in Entstehung und Inhalt noch stärker nach-

zugehen.  
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 3. Transnationale Diskurse zum NS-Recht 

 

Den österreichischen Blick auf das NS-Staatsrecht stellte Kamila Staudigl-Ciechowicz (Wien) in ihrem 

Beitrag Verehrung – Indifferenz – Missbilligung? Das NS-Staatsrecht im österreichischen Rechtsdiskurs vor. 

Schon vor 1900 habe deutsches Recht einen starken Einfluss auf die österreichische Rechtsent-

wicklung genommen. Ab 1918 habe die Rechtsangleichung jedoch auch dem angestrebten „An-

schluss“ gedient. Einen weiteren Schwerpunkt legte die Referentin auf die Entwicklungen an ös-

terreichischen Hochschulen in den 1930er Jahren, wobei sie feststellte, dass bis 1937 weder die 

Umwälzungen durch die „Machtergreifung“ in Deutschland noch das Verbot der NSDAP in Öster-

reich das Angebot von Lehrveranstaltungen zum deutschen Verfassungsrecht grundlegend geän-

dert hätten. Auch wegen staatlicher Repressionen seien Veröffentlichungen österreichischer Wis-

senschaftler zum deutschen Staatsrecht bis 1938 selten gewesen.   

Péter Techet (Freiburg i.Br.) sprach über Carl Schmitts Reisen nach Ungarn und in das ungarische 

Rechtsdenken Anfang der 1940er Jahre, wobei er der Frage nachging, ob und inwiefern Schmitts 

Rechtslehren Eingang in ungarische Rechtsdiskurse fanden. Für Ungarn zentral sei dabei die 

„Großraumlehre“ gewesen, die bei einigen Wissenschaftlern Sorge um die Existenzberechtigung 

des ungarischen Nationalstaates geweckt hätte. Offen blieb, ob Schmitts Vortragsreisen, bei denen 

er als Botschafter der „politischen Elite“ des Deutschen Reichs fungierte, vor allem politischen 

Zwecken dienten oder ob bei seinen Vorträgen der wissenschaftliche Austausch im Vordergrund 

stand. 

Über die Entwicklungen im ungarischen Verfassungsrecht referierte nachfolgend Gábor 

Schweitzer (Budapest) in seinem Vortrag ‘The New Direction of Constitutional Law‘ – The Echo of German 

National Socialist Constitutional Law in Hungary’s Legal Discourses. In welchem Maße ungarische Wis-

senschaftler in diesem Bereich Ideen aus dem deutschen Verfassungsrecht zu importieren versuch-

ten, bedarf noch weiterer Forschungen. Jedenfalls wurden durch die ungarischen Verfassungsrecht-

ler antijüdische Maßnahmen nicht grundsätzlich abgelehnt, sondern teils wegen „überwiegender 

Interessen der Gemeinschaft“ als verfassungsgemäß eingestuft. Reaktionen ungarischer Juristen 

auf das NS-Rechtssystem wurden auch im Vortrag Reflections on the NS Legal System in Hungary von 

Balázs Tímár (Budapest) aufgegriffen, allerdings zeigte sich hier erneut, dass für ein Gesamtbild 

weitere Forschungen dringend notwendig sind. 

 

4. Entrechtung der jüdischen Bevölkerung in transnationaler Perspektive 

 

Das vorletzte Panel, das sich der Entrechtung der jüdischen Bevölkerung widmete, verdeutlichte 

in eindrucksvoller Weise die Radikalität des Antisemitismus sowie die Bereitschaft zur Mitwirkung 

an der Vernichtung der europäischen Juden über die Grenzen NS-Deutschlands hinaus. 

Dabei stellte Miloslav Szabó (Bratislava) in seinem Vortrag Der Antisemitismus in Zentraleuropa 

zwischen den Weltkriegen – Semantik, soziale Praxis, politische Programmatik die These auf, dass durch eine 

während des Ersten Weltkrieges erfolgte Radikalisierung Antisemitismus transnational zur sozialen 

Praxis erwachsen sei. Von besonderer Bedeutung in der nachfolgenden Diskussion war die später 

erneut relevante Frage, inwieweit man Antisemitismus als Hauptfaktor für antijüdische Maßnah-

men benennen könne und welche anderen Beweggründe eine Rolle spielten. 

Iván Halász (Budapest/Košice) sprach anschließend über Political System and Anti-Jewish Laws 

in Slovakia during the Second World War. Dabei betonte er den starken Wandel des Landes von einem 
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 Staat mit rechtlicher Gleichberechtigung jüdischer Bürger zu einem Regime, welches etwa 57.000 

Juden in deutsche Konzentrationslager deportierte. In der sich anschließenden Diskussion wurde 

die Besonderheit der antijüdischen Maßnahmen in der Initiierung der Judenverfolgung durch die 

Slowakei noch vor der deutschen Besatzung gesehen. Offen blieb, inwiefern auch in der Slowakei 

eine Beeinflussung der „Judengesetzgebung“ durch NS-Gesetze stattgefunden hat. 

Über die ungarische „Judengesetzgebung“ zwischen 1938 und 1944, welche sich teilweise 

am deutschen Recht orientierte, referierte Veronika Lehotay (Miskolc) in ihrem Vortrag Entrechtung 

der Juden in der ungarischen Gerichtspraxis. In den Mittelpunkt stellte Lehotay aber die Frage, inwiefern 

den ungarischen Gerichten bei der Judenverfolgung eine beschleunigende oder eine bremsende 

Wirkung zukam und beantwortete diese dahingehend, dass beides der Fall gewesen sei. Interessan-

terweise sah die Referentin in der ungarischen „Judengesetzgebung“ im Jahr 1944 einen „symboli-

schen Tribut“, den Ungarn an das „Dritte Reich“ leistete. Nicht ganz klar blieb in diesem Zusam-

menhang, in welchem Umfang die Zugeständnisse Ungarns an Deutschland neben weiteren Moti-

ven eine Rolle spielten. Mit Blick auf andere europäische Staaten wurde in der Diskussion darauf 

hingewiesen, dass judenfeindliche Gesetze nicht ausschließlich antisemitisch motiviert sein müss-

ten.  

Krankheitsbedingt fiel der Vortrag zu den Unterschieden und Gemeinsamkeiten der deut-

schen und ungarischen „Judengesetzgebung“ von Helen Ahlke Abram (Göttingen) aus. Dieser soll 

jedoch im Sammelband erscheinen. 

 

5. NS-Volksgruppenrecht und ungarische Minderheitenpolitik 

 

Den letzten Abschnitt eröffnete Timo Marcel Albrecht (Göttingen) mit dem Vortrag Deutsches Volks-

gruppenrecht in Donaueuropa – Transnationaler Vergleich eines NS-Rechtstransfers. Im Sinne des biologisch-

ethnischen Volksverständnisses im NS-Volksgruppenrecht sei eine zentrale Forderung die Dissi-

milation der Volksgruppen innerhalb der Gesamtbevölkerung gewesen, die Eingang in eine Viel-

zahl von Rechtsakten verbündeter europäischer Staaten gefunden habe. Der Referent wies dabei 

darauf hin, dass trotz der Forderung nach umfassender Selbstverwaltung der Volksgruppen in einer 

jeweiligen „volksdeutschen Parallelgesellschaft“ eine Sezession vom Staat gerade nicht Ziel gewe-

sen sei. 

Zsolt Vitári (Pécs) sprach im Anschluss über Ungarns Minderheitenrechtler der Horthy-Ära – 

Verbindungen zum ‚Dritten Reich‘ und ihre Haltungen zum NS-Volksgruppenrecht. In einer Zeit der neuen 

Wirkungsgröße von Minderheiten habe der Fokus der Wissenschaftler auf deren Integration und 

Schutz gelegen. Wegen mangelnder Sanktionsmöglichkeiten sei der Völkerbund dafür als ungeeig-

net befunden worden. Eine Orientierung am NS-Volksgruppenrecht sei in Ungarn jedoch verwor-

fen worden. Seit den 1940er Jahre sei das Minderheitenrecht durch den ungarischen Staat sogar als 

Bedrohung für die nationale Souveränität angesehen worden, u.a. weil eine stärkere Bindung der 

deutschen Minderheit an NS -Deutschland statt an Ungarn befürchtet wurde.  

Ebenfalls zur Frage der Behandlung der Minderheiten referierte Norbert Spannenberger 

(Leipzig) in seinem Vortrag Der erste Basch-Prozess 1934: juristische Ahndung politischen Engagements. Der 

spätere Volksgruppenführer der deutschen Minderheit in Ungarn, Franz Anton Basch, war aufgrund 

diverser, im Grunde harmloser Äußerungen wegen Schmähung des ungarischen Staates angeklagt 

worden. Nach Spannenberger wurde Basch als politisches Präzedenzopfer bewusst ausgesucht. 
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 Inwieweit der Basch-Prozess im Deutschen Reich rezipiert und möglicherweise auch instrumenta-

lisiert wurde, blieb offen.  

 

 
 

Im letzten Vortrag der Tagung gab Patrícia Dominika Niklai (Pécs) einen Einblick in Ungarns 

Assimilationspolitik im Kultur- und Bildungsbereich – Eine Analyse von Rechtssetzung und Rechtspraxis. Im 

Zentrum des Vortrags standen die schulpolitischen Maßnahmen des ungarischen Staates zur Assi-

milation von Minderheiten, insbesondere in das von Seiten des zuständigen Ministeriums durch-

gesetzte einheitliche Bildungssystem. 

 

6. Fazit 

 

Im Zusammenspiel von Vorträgen und Diskussionsbeiträgen verdeutlichte die Tagung neben zahl-

reichen Wechselbeziehungen zugleich die bis heute bestehenden Lücken in der Aufarbeitung von 

antijüdischen Maßnahmen und völkischen Tendenzen über das nationalsozialistische Deutschland 

hinaus. Insbesondere die Perspektiven verschiedenster Staaten, gerade Ungarns, bzw. ihrer 

(Rechts-)Wissenschaftler auf das NS-Recht, dessen Reflexion und Rezeption bedürfen weiterer 

Untersuchungen durch die rechtshistorische Forschung. Erst dann kann ein Gesamtbild zur da-

maligen Bedeutung und Rezeption des NS-Rechts gezeichnet werden. Ein erster Aufschlag zu den 

transnationalen Perspektiven kann im Tagungsband nachgelesen werden, der Anfang 2024 – auch 

als Open Access-Publikation – erscheinen soll. 


